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Wohnungswirtschaft

„Alles ist im Wandel und nichts steht still“ – dieses Sprichwort Platons trifft 
auch auf die Wohnungswirtschaft zu. Spätestens seit der Industrialisierung sieht 
sie sich der Herausforderung gegenüber, einem stetig steigenden Wohnraumbe-
darf und sich ständig verändernden Mieterwünschen gerecht zu werden, konsta-
tiert der Autor. Dessen Unternehmen hat die eigene 75-jährige Geschichte auf-
gearbeitet, auch um zu zeigen, wohin sich die Wohnungswirtschaft entwickelt 
hat und entwickeln wird. Die aktuellen Anforderungen – von der energetischen 
Sanierung bis hin zum demografischen Wandel – erfordern neue Ideen und wirt-
schaftliche Lösungen.  (Red.)

Beständigkeit braucht Wandel

Wohnen zählt schon immer zu den 
Grundbedürfnissen der Menschen. Doch 
über viele Jahrzehnte hinweg haben sich 
die Anforderungen an den Wohnraum 
und damit an jene, die Wohnraum an-
bieten, stetig verändert. Auch die kom-
menden Jahre halten viele Herausforde-
rungen für die Wohnungswirtschaft 
bereit: Die Ansprüche der Mieter an die 
Größe der genutzten Wohnfläche, an die 
Ausstattung und die Lage einer Woh-
nung sind heute andere als noch vor 
einigen Jahren oder Jahrzehnten – und 
sie wandeln sich fortwährend. Darauf 
müssen sich die Wohnungswirtschaft 
und insbesondere Wohnungsunterneh-
men einstellen. Hinzu kommen gesell-
schaftliche Trends wie der demografi-
sche Wandel und Maßnahmen für den 
Klimaschutz wie die energetische Sanie-
rung. Ein Blick in die Vergangenheit 
zeigt, dass sich die Wohnungswirtschaft 
seit jeher immer neuen Bedingungen 
anpassen musste.

Herausforderungen in der 
jüngeren Vergangenheit

Die Entwicklung der deutschen Woh-
nungswirtschaft ab 1945 hat die Scha-
der Stiftung bis ins Detail beleuchtet. So 

waren die Jahre nach dem Zweiten 
Weltkrieg geprägt von einer großen 
Wohnungsnot. In Westdeutschland wa-
ren 21 Prozent aller Wohnungen völlig 
zerstört und weitere 21 Prozent stark 
beschädigt. In Ostdeutschland lag die 
Zerstörung bei etwa zehn Prozent des 
Vorkriegsbestandes. Verstärkt wurde das 
Problem durch Flüchtlingsströme. Insge-
samt standen jedem Bewohner durch-
schnittlich nur 15 Quadratmeter Wohn-
fläche zur Verfügung.

Neben dem Wiederaufbau wurde dem 
Problem Wohnungsnot durch zwangs-
wirtschaftliche Bindungen im Bereich 
von Altbauwohnungen begegnet. Kom-
munale Wohnungsämter erhielten je 
nach Ausmaß der Wohnungsnot Bele-
gungsrechte der Wohnungen sowie das 
Recht, Höchstmieten festzusetzen. Au-
ßerdem wurde das Kündigungsrecht des 
Vermieters weitgehend ausgeschlossen. 
In den Jahren 1960 bis 1969 wurde viel 
gebaut und allmählich entspannte sich 
die Lage auf dem Wohnungsmarkt. Die 
Wohnungszwangswirtschaft wurde ab 
1960 stufenweise abgebaut und ein 
soziales Mietrecht eingeführt. 

Mitte der 1970er Jahre vollzog sich eine 
Kehrtwende in der Wohnungswirtschaft. 
Erstmals seit Ende des Krieges stiegen 
die Wohnungsleerstände. Die Suburbani-
sierung war in vollem Gange und die 
Politik wandte sich der qualitativen 
Seite der Wohnungsversorgung zu, bei-
spielsweise in Form des Städtebauförde-
rungsgesetzes (1971) und des Woh-
nungsmodernisierungsgesetzes (1979).

Nach dem Regierungswechsel 1982 
wurde die Liberalisierung des Woh-
nungsmarktes weiter forciert: 1986 zog 
sich der Bund aus der Förderung des 
sozialen Mietwohnungsbaus zurück. Ab 
Ende der 1980er Jahre kam es wieder 
vermehrt zu Wohnungsengpässen. Be-

dingt wurde dies durch Faktoren, die 
teilweise auch heute noch die Entwick-
lungen auf dem Wohnungsmarkt be-
stimmen. In erster Linie ist dies die 
wachsende Zahl der Ein-Personen-Haus-
halte. Ende der 1980er Jahre kam noch 
hinzu, dass die geburtenstarken Jahr-
gänge in die Haushaltsgründungsphase 
eingetreten waren. Auch durch die Zu-
wanderung aus der DDR und Osteuropa 
nach der Grenzöffnung wurde Wohn-
raum zunehmend knapp. Insbesondere in 
Ballungsregionen waren steigende Miet-
preise zu verzeichnen. Der Staat reagier-
te mit verbesserten Abschreibungsmög-
lichkeiten für Mietwohnungen, einer 
höheren Förderung der Eigentumsbil-
dung und dem Wiedereinstieg in den 
sozialen Wohnungsbau.

Energetische Sanierung fordert 
die Wohnungswirtschaft

Die rot-grüne Wohnungspolitik ab 1998 
war von drei Reformen bestimmt: der 
Sozialwohnungsbaureform, der Wohn-
geldanpassung und der Mietrechtsre-
form. Es wurde zur neuen Leitlinie im 
Wohnungsbau, dass Wohnungsversor-
gungsprobleme nicht mehr nur über den 
Neubau, sondern auch über die Moder-
nisierung von Altbauten oder durch die 
Förderung des Erwerbs vorhandenen 
Wohnraums angegangen werden sollten. 
Mit der Mietrechtsreform wurden unter 
anderem asymmetrische Kündigungsfris-
ten für Mieter und Vermieter sowie die 
Senkung der Kappungsgrenze für Miet-
erhöhungen von 30 auf 20 Prozent ein-
geführt.

Politische Entscheidungen werden die 
Wohnungswirtschaft auch künftig for-
dern. Ein Beispiel ist die energetische 
Sanierung. Die Vorgaben der Bundesre-
gierung – die EnEV 2009 und vermutlich 
bald die EnEV 2012 – verursachen hohe 
Investitionskosten, um den Bestand 
energetisch zu sanieren. Vielen Woh-
nungsunternehmen wird es finanziell 
nicht möglich sein, solche energetischen 
Modernisierungsmaßnahmen durchzu-
führen. Vielerorts ist es auch nicht wirt-
schaftlich, denn gerade in ländlich ge-
prägten oder wirtschaftlich schwächeren 
Regionen können die Modernisierungs-
kosten aufgrund des niedrigeren Mietni-
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veaus nicht in dem Maße auf die Mieten 
umgelegt werden, wie es etwa in Bal-
lungszentren möglich ist. 

Der Einfluss demografischer 
Trends

Der größte Einfluss auf die Entwicklung 
des Wohnungsmarktes geht in den kom-
menden Jahren vom demografischen 
Wandel aus. Dem Statistischen Bundes-
amt zufolge wird die deutsche Bevölke-
rung bis zum Jahr 2025 von derzeit etwa 
82 Millionen Menschen auf rund 79 
Millionen schrumpfen, bis 2060 sogar 
auf rund 65 Millionen. Mit diesem Be-
völkerungsrückgang geht aufgrund 
niedriger Geburtenraten und steigender 
Lebenserwartung eine starke Verände-
rung der Altersstruktur einher. Der An-
teil der Altersgruppe der über 65-Jähri-
gen wird sich von etwa 20 Prozent im 
Jahr 2008 auf 26 Prozent im Jahr 2025 
erhöhen. 2060 wird bereits etwa jeder 

Dritte 65 Jahre oder älter sein. Diese 
Entwicklung hat für die Wohnungswirt-
schaft mehrere Konsequenzen: Zum 
einen hat dies Auswirkungen auf die 
Nachfrage nach Wohnraum, zum ande-
ren darauf, wie dieser gestaltet sein 
muss. 

Eine kleinere Einwohnerzahl bedeutet 
nicht zwingend eine nachlassende Nach-
frage nach Wohnraum – zumindest 
nicht in naher Zukunft: Auch wenn 
langfristig weniger Wohnraum benötigt 
wird, ist kurz- und mittelfristig mit ei-
nem steigenden Bedarf zu rechnen. Der 
Grund dafür ist der Trend zum Single-
Haushalt. 2003 lag der Anteil der allein 
Lebenden noch bei 36 Prozent und er-
höhte sich bis 2008 auf 38 Prozent. 
Tendenz weiter steigend – unter ande-
rem dadurch, dass immer mehr ältere 
Menschen allein leben.

Gleichzeitig steigt die nachgefragte 
Wohnfläche pro Person, wie Erhebun-
gen des Statistischen Bundesamtes  

 

zeigen. Während 1991 jeder Einwohner 
noch durchschnittlich knapp 35 Quad-
ratmeter bewohnte, waren es 2007 
bereits knapp 42 Quadratmeter – ein 
Plus von etwa 20 Prozent. Auch der  
von den privaten Haushalten in Deutsch-
land durchschnittlich bewohnte Wohn-
raum hat sich erhöht: von durchschnitt-
lich rund 82 Quadratmetern im Jahr 
1991 auf knapp 92 Quadratmeter im 
Jahr 2008. 

In Barrierefreiheit investieren

Auf diese Entwicklung müssen Woh-
nungsgesellschaften reagieren. Da sehr 
kleine Wohnungen immer weniger ge-
fragt sind, werden diese Wohnungen 
zusammengelegt. Bei Sanierungen sollte 
beachtet werden, dass die Menschen in 
der Regel oft bis ins hohe Alter in ihren 
eigenen vier Wänden leben möchten. 
Barrierefreiheit zu schaffen, ist daher 
eine der wichtigsten Aufgaben für die 
Wohnungswirtschaft in den nächsten 
Jahren. Oft wird dies heute schon durch 
die Entfernung von Schwellen in den 
Wohnräumen oder durch Installation 
von Aufzügen berücksichtigt. Die Barrie-
refreiheit ist auch im engeren Wohnum-
feld nötig: Es sollten deshalb Straßen, 
Plätze, öffentliche Gebäude und auch 
die Nahversorgungseinrichtungen ent-
sprechend gestaltet werden. 

Um ihre Bestände langfristig attraktiv  
zu halten, müssen Wohnungsunterneh-
men sowohl in die Barrierefreiheit als 
auch in die Energieeffizienz ihrer Be-
stände investieren. Denn mit jedem 
Schritt, den Wohnungsgesellschaften 
heute machen, um die aktuellen Wün-
sche der Mieter und die Forderungen  
der Politik zu erfüllen, stellen sie zu-
gleich die Weichen für die Zukunft. 
Dabei genügt es nicht, den Blick nur  
auf eine Stadt oder ein einzelnes Stadt-
viertel zu richten. Wohnbedarf und 
Wohnungsstandard unterscheiden sich 
von Region zu Region, von Quartier zu 
Quartier und sogar von Straßenzug zu 
Straßenzug.

Um ihren Bestand profitabel zu bewirt-
schaften, stehen für moderne Woh-
nungsunternehmen ein aktives Portfo-
lio- und Asset Management und ein 
serviceorientiertes Mietermanagement 
im Fokus. Darüber hinaus müssen Be-
wirtschaftungs- und Verwaltungskosten 
gesenkt werden, ohne dass es dabei zu 
Qualitätsverlusten kommt. Nur so kön-
nen Wohnungsbestandshalter langfristig 
erfolgreich sein. 


